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Die Tagelöhner der Republik
1,26 Millionen Menschen sind derzeit in den neuen Ländern ohne Arbeit. Experten schätzen die reale Zahl „fast
doppelt so hoch“. Aus Angst verdingen sich im Osten viele Arbeitnehmer weit unter Tarif. Tausende neuer Arbeits-
plätze könnte nach Ansicht von Ökonomen der gezielte Aufbau von Unternehmen im Umweltbereich bringen.
Arbeitslose in Berlin-Marzahn*: Verängstigte Gesichter wie zur Zeit der DDR
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in wenig erinnert es schon an
die Propaganda des „erstenEArbeiter-und-Bauern-Staates

auf deutschem Boden“, das Wer-
beplakat der Gewerkschaft. Na-
türlich ist da nichts als die nackte
Wahrheit dargestellt: die „Erfolge
der IG Metall“, ganz brav nach
Jahreszahlen sortiert. Und doch
ist es der blanke Hohn, das Poster
gerade in der Gewerkschaftsba-
racke von Finsterwalde anzupin-
nen. Denn wem nützt hier, im Sü-
den Brandenburgs, die alte west-
deutsche Bilanz mit Lohnsteige-
rungen bis zu 15 Prozent und kür-
zeren Arbeitszeiten?

In Finsterwalde haben die Leute
andere Sorgen. Hans-Harald Gab-
be, erster Metaller vor Ort, ver-
sucht gerade einen der letzten Be-
triebe der ehemaligen Industrie-
stadt, die Firma Kjellberg, zu ret-
ten. 1991 hatte ein belgischer
Händler den früheren VEB
Schweißtechnik Finsterwalde von
der Treuhand gekauft, zur DDR-
Zeit ein Musterbetrieb des Ma-
schinenbaues. Doch der Belgier,
da sind sich Belegschaft und Ge-
Erfolgsprojekt Umwelt- und Flughafentechnik: Schlammräumer für Kläranlagen
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werkschaft einig, trieb das Unterneh-
men in den Ruin. „Der hat den Laden
geplündert“, schimpft Gabbe. Die Be-
legschaft beantragte die Gesamtvoll-
streckung, um dem Mann das Hand-
werk zu legen. Drei Monatslöhne ist der
Fabrikant den 120 Angestellten noch
schuldig.

Wieder einmal hat sich ein Investor
aus dem Westen abgesetzt, wieder ein-
mal zittern im Osten Männer und Frau-
en um ihren Job, bangt eine ganze Regi-
on um die Zukunft. Und wieder ein-
mal müssen Neu-Bundesbürger lernen,
was der Satz aus dem Grundgesetz
„Eigentum verpflichtet“ manchem be-
deutet.

Längst droht die ostdeutsche Wirk-
lichkeit die Propagandageschichten der
SED-Agitatoren von einst über den Ka-
pitalismus in den Schatten zu stellen.
Die Arbeitslosigkeit im Osten steigt, die
Wachstumsraten sinken – eine fatale

* Am 5. Februar.
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„Chaotischer Prozeß“
Wirtschaftsforscher Rüdiger Pohl über den Arbeitsmarkt Ost
Ökonom Pohl: „Natürlich ist das illegal“
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SPIEGEL: Niedrige Steuern, niedrige
Löhne, schwache Gewerkschaften –
ist Ostdeutschland ein Traumland für
Unternehmen?
Pohl: Bei den Löhnen herrschen kei-
neswegs überall Traumbedingungen.
Im Vergleich zur Wertschöpfung sind
die Löhne in vielen Bereichen zu
hoch. Deshalb sind die Gewerkschaf-
ten auch zu Kompromissen bereit.
Wenn Tariflöhne unterschritten wer-
den, dann ist das oft die Reaktion auf
eine Notsituation . . .
SPIEGEL: . . . in der die Tarifverträge
gebrochen werden.
Pohl: Rechtlich gesehen ist das natür-
lich illegal. Aber alle machen still-
schweigend mit, auch die Gewerk-
schaften. Es wäre sinnvoller gewe-
sen, von vornherein niedrigere Löh-
ne festzulegen. Denn das, was jetzt
läuft, ist ein chaotischer Prozeß, un-
ter dem alle leiden, Belegschaften
und Unternehmer.
SPIEGEL: Es gibt aber schon Ostbe-
triebe, die produktiver sind als ver-
gleichbare Westfirmen. Doch kein
Unternehmer zahlt mehr als 100 Pro-
zent West.
Pohl: Im Osten sind Leistungsunter-
schiede zwischen den Unternehmen
viel größer als im Westen. Die einen
Unternehmen haben den Zugang
zum Markt schon gefunden, die ande-
ren noch nicht. Über solche Differen-
zen gehen Tarifverträge hinweg.
SPIEGEL: Der Chef von Jenoptik, Lo-
thar Späth, will die Flächentarifver-
träge deswegen abschaffen.
Pohl: Davon halte ich überhaupt
nichts. Wir dürfen nicht gleich das
Porzellan zerschlagen. Über die Löh-
ne muß außerhalb der Betriebe ver-
handelt werden. Sonst würden die
Belegschaften verunsichert und die
Unternehmer von der Arbeit abge-
halten. Die sollen gefälligst überle-
gen, welche Produkte sie wo verkau-
fen können.
SPIEGEL: Ist die Lohndebatte über-
haupt sinnvoll, sollte nicht über Pro-
dukte und Märkte diskutiert werden?
Pohl: Wenn nur halb soviel über den
Marktzugang wie über Löhne disku-
tiert werden würde, wäre ich schon
heilfroh. Den neuen Unternehmen
im Osten muß bei der Absatzorgani-
sation geholfen werden, bei der Preis-
kalkulation. Die Produkte sind ja
DER SPIEGEL 7/1996
meistens gut. Wir hatten in der In-
dustrie des Ostens im letzten Jahr
eine Umsatzsteigerung von zehn
Prozent und eine enorme Export-
steigerung. Aber die Kapitaldecke
der Betriebe ist zu dünn. Die Löhne
sind nicht die Hauptursache des
Problems. Wenn Sie als Unterneh-
mer gar keinen Lohn zahlen, ist der
Marktzugang dadurch auch noch
nicht gefunden.
SPIEGEL: Das Wirtschaftswachstum
geht im Osten zurück. Warum?
Pohl: Der Bauboom geht zurück.
Das ist eine Normalisierung. Und
die Konjunktur außerhalb Ost-
deutschlands ist schlecht. Da ist we-
nig Platz für mehr Wachstum.
SPIEGEL: Keine guten Aussichten
für die mehr als 16 Prozent Arbeits-
losen in Ostdeutschland?
Pohl: 16 Prozent? Die echte Quote
ist fast doppelt so hoch.
SPIEGEL: Was halten Sie denn von
Helmut Kohls Versprechen, die Ar-
beitslosigkeit bis 2000 zu halbieren?
Pohl: Natürlich kann er die Zahl hal-
bieren, indem er die Hälfte in Rente
schickt. Aber das kann er kaum ge-
meint haben. Als Ökonom würde
ich solche Ankündigungen nicht ma-
chen. Das 50-Punkte-Programm der
Regierung ist nicht verkehrt. Aber
das stand alles schon vor drei Jah-
ren im Zukunfts-Sicherungs-Papier.
Und nichts ist passiert.
Schere. Und die Wirklichkeit ist noch
schlimmer als die offiziellen Zahlen aus
Nürnberg, die für den Osten im Januar
1,26 Millionen Arbeitslose ausweisen.
Denn Ostdeutschland ist ein Land der
Dunkelziffern. Die reale Arbeitslosig-
keit, schätzt der Wirtschaftswissen-
schaftler Rüdiger Pohl aus Halle, ist
„fast doppelt so hoch“ (siehe Interview).

Besonders hart trifft es Mecklenburg-
Vorpommern. Über 18 Prozent liegt da
die Erwerbslosenquote. Die Arbeitslo-
sigkeit ist auch in diesem Bundesland
der Preis des relativen Wirtschaftsauf-
schwungs. Längst ist die Landwirtschaft
Ost effektiver als die im Westen. Wäh-
rend westwärts durchschnittlich noch 5
Bauern 100 Hektar Land beackern, sind
es im Osten nur 2,5. Neue Jobs sind
nicht in Sicht.

Dabei sind die frömmsten Wünsche
der Arbeitgeber im Osten längst Wirk-
lichkeit. Die hohe Arbeitslosigkeit und
die Angst derjenigen, die noch einen
Job haben, schwächt die Gewerkschaf-
ten, die Lohnkosten und Unterneh-
menssteuern liegen deutlich unter West-
niveau. „Selbst die größten Deregulierer
wünschen sich im Westen nicht, was sie
im Osten bereits haben“, sagt Jürgen
Weißbach, DGB-Chef von Sachsen-An-
halt.
Alarmiert von der Situation im Osten
hat IG-Metall-Chef Klaus Zwickel sei-
nen Vorschlag für ein „Bündnis für Ar-
beit“ letzte Woche um eine Ost-Kompo-
nente erweitert. Doch seine Vorschläge
werden auf wenig Gegenliebe stoßen.
Die ohnehin schon schlechter bezahlten
Ostkollegen werden sich auf Lohnver-
zicht bei Arbeitszeitverkürzung und den
Wegfall von Überstunden kaum einlas-
sen.

Nach Weißbachs Erkenntnis verdin-
gen sich überall im Osten Arbeitnehmer
weit unter Tarif wie jener Maurer in
Halle, der sich mit 15 Mark die Stunde



Gewerkschafter Olsen: „Traumtänzerischer Glaube an den Markt“
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abfindet, obwohl ihm 23 Mark zuste-
hen.

Der DGB-Mann schätzt, daß nur 40
Prozent der Firmen im Osten Tariflohn
zahlen: „Über diesen Stand waren die
Gewerkschaften einmal stolz. Das war
1925.“ In weiten Teilen der ehemaligen
DDR drohen ganze Sozialstrukturen zu
zerbrechen, spielen viele Unternehmer
längst Wild-Ost.

Curt Stauss, Pfarrer im südbranden-
burgischen Lauchhammer, erlebt den
Kapitalismus pur in seiner Gemeinde.
1994 verhinderte die Geschäftsführung
der Vormann GmbH Elsterwerda die
Wahl des Betriebsrates. „Der Ge-
schäftsführer rief die Polizei“, erinnert
sich Stauss, „und die schmiß die Ge-
werkschafter aus dem Betrieb.“ Selbst
nach der erfolgreichen Klage vor dem
Arbeitsgericht kam es nicht zur Wahl.
Der Pastor, vom Gericht als Wahlleiter
eingesetzt, mußte unverrichteter Dinge
das Werk wieder verlassen.
Wirtschaftsentwicklung
in Ostdeutschland
einschließlich Ost-Berlin
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Aus Furcht vor der Arbeits-
losigkeit scheuen viele Ostdeut-
sche den Weg vors Arbeitsge-
richt. Industriepfarrer Stauss
erkennt die stummen, veräng-
stigten Gesten seiner Landsleu-
te aus DDR-Zeiten heute wie-
der. „Sie werden behandelt wie
Tagelöhner“, sagt er.

Nach einer Untersuchung
des DGB lag die Grundvergü-
tung im Osten 1995 in den mei-
sten Tarifbereichen bei 85 bis 95
Prozent des Westniveaus. Au-
ßerdem gibt es noch immer
krasse Unterschiede bei Ar-
beitszeit und Urlaubsgeld. Ein
besonderer Trick, die Lohnko-
sten zu drücken, ist die Einstu-
fung in eine tiefere Lohngruppe. „100
Prozent Opel-Eisenach“, schimpft DGB-
Weißbach, „sind längst nicht 100 Prozent
Opel-Rüsselsheim.“

Laut einer Umfrage der IG Metall ver-
dienen 42 Prozent der IG-Metall-Mitglie-
der im Osten netto weniger als 2000
Mark, obwohl die Produktivität in vielen
Betrieben der Stahlbranche höher ist als
in Westdeutschland. Zum Vergleich: Im
Westen beträgt der durchschnittliche
Monatslohn der Branche 3000 Mark net-
to.

In unzähligen Betrieben der neuen
Länder werden Löhne zudem verspätet
gezahlt. Manchmal warten die Beschäf-
tigten ohne Murren monatelang auf ihr
Geld. „Das ist ihre Form, um den Erhalt
einer Firma zu kämpfen“, glaubt Ge-
werkschafter Gabbe. Er hält den Vor-
wurf der DGB-Vizin Ursula Engelen-Ke-
fer für absurd, die Ostdeutschen würden
sich nicht genug für ihre Betriebe einset-
zen.
Weiter verschlechtert wird die Lage
durch Einschnitte in den zweiten Ar-
beitsmarkt. Einer der größten Arbeitge-
ber in den neuen Ländern ist die öffent-
liche Hand. Bund und Länder halten
über Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen
(ABM) und Lohnkostenzuschüsse aus
dem Arbeitsförderungsgesetz Hundert-
tausende, die sonst arbeitslos wären, in
Jobs auf Zeit. 1992 waren im Osten fast
400 000 Menschen auf ABM-Stellen be-
schäftigt. Derzeit entlastet das ABM-
Programm die Arbeitslosenstatistik im-
merhin noch um 164 000, und 81 000 Ar-
beitnehmer bekommen teilweise ihr
Geld nach dem Arbeitsförderungsgesetz
vom Steuerzahler.

Doch Bund und Länder sind immer
weniger bereit, Milliarden zur Subven-
tionierung von Arbeitsplätzen herauszu-
rücken. So strich der CDU-regierte
Freistaat Sachsen die Landeszuschüsse
zur Arbeitsförderung zusammen – von
200 Millionen 1995 auf 140 Millionen in
diesem Jahr.

Betroffen sind vor allem die Beschäf-
tigungsgesellschaften (ABS), die im
Osten nach der ersten Entlassungswelle
der Treuhand etwa 150 000 Arbeitneh-
mer pro Jahr auffingen. In Sachsen wur-
de im vergangenen Jahr fast jeder dritte
der 44 000 Arbeitsplätze in den 92 ABS-
Gesellschaften über Lohnkostenzu-
schüsse finanziert.

Den drohenden Ruin versuchen ABS-
Manager mancherorts mit Eigeninitiati-
ve abzuwenden. Etwa der Leipziger
ABS-Geschäftsführer Joachim Sauer:
Seine Gesellschaft bietet eine eigene
Arbeitsvermittlung, Projektplanung für
umweltgerechte Bauvorhaben und ei-
nen Krankenpflegedienst an – mit wach-
sendem Erfolg. Sechs Projekte arbeiten
bereits als eigenständige Tochtergesell-
schaften.

Eines der Erfolgsprojekte ist die Fir-
ma Umwelt- und Flughafentechnik. Das
Acht-Mann-Unternehmen fertigt spe-
zielle Gepäcktransporter für Flughäfen
und Schlammräumer für Kläranlagen.
Für dieses Jahr erhofft sich Geschäfts-
79DER SPIEGEL 7/1996
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Fast schon
Mitleid
Die Union will strikt verbieten, was
das Verfassungsgericht – manchmal
– für erlaubt hält: ein Tucholsky-
Zitat.

er Karlsruher Verfassungsrichter
Dieter Grimm, 58, ärgert sichD schon lange über den wachsenden

Ungehorsam gegenüber den Urteilen
des höchsten deutschen Gerichts: Im-
mer häufiger wolle jemand ausprobie-
ren, „was passiert, wenn man sich nicht
daran hält“.

Besonders aufsässig reagieren Politi-
ker und Juristen-Kollegen auf ein Ur-
Die Tageszeitung
teil, das Grimm mitverfaßt hat: die
„Soldaten-Mörder“-Entscheidung.

Hartnäckig empören sich Strafrichter
unterer Instanzen über die Karlsruher
Feststellung, daß die Verwendung des
Tucholsky-Zitats „Soldaten sind Mör-
der“ von der Meinungsfreiheit gedeckt
sein kann. Und hartnäckig versuchen
Bonner Unionspolitiker, mit einer Än-
derung des Strafgesetzbuches eben das
zu erreichen, was Karlsruhe für unzuläs-
sig hält: die rigide Bestrafung derer, die
das Zitat verwenden, wegen Beleidi-
gung.

Um die Soldatenehre machte sich
jetzt wieder der Vorsitzende Richter am
Mainzer Landgericht Karl-Hans Fi-
scher, 43, verdient. Der Mainzer mußte
neu über eine der Strafsachen befinden,
die zuvor das Verfassungsgericht be-
schäftigt hatten.

Für die zunächst mit 3000 Mark Geld-
strafe belegte Tucholsky-Variation
„Alle Soldaten sind potentielle Mörder“
gab es nun Freispruch, weil sich der
Richter von Karlsruhe dazu gezwungen
sah. Doch er geißelte das Verfassungs-
gerichtsurteil als „anmaßend, juristisch
fragwürdig und gesellschaftspolitisch
falsch“.

Anders verfuhr vorige Woche der
Münchner Amtsrichter Werner Rauner,
58, mit einer Pazifistin, die er im ersten
Durchgang 1990 zu 750 Mark Geldstrafe
verurteilt hatte, weil sie an einem Bun-
deswehrstand mit dem Transparent
„Soldaten sind potentielle Mörder/
Kriegsdienstverweigerer“ demonstriert
hatte.
In der von Karlsruhe angeordneten
Neuverhandlung beharrte die Münchne-
rin darauf, daß sich ihre Aktion gegen
das „Soldatentum“ im allgemeinen und
dessen mörderisches Tun gerichtet ha-
be. Auch nach den Karlsruher Vorga-
ben hielt Richter Rauner daran fest, die
drei Soldaten am Bundeswehrstand sei-
en beleidigt worden. Abermals verhäng-
te er eine Geldstrafe von 750 Mark –
diesmal allerdings nur als „Verwarnung
mit Strafvorbehalt“.
führer Rüdiger Kruse einen Umsatz von
einer knappen Million.

Jürgen Riedel, Chef der Dresdner
Dependance des Ifo-Instituts für Wirt-
schaftsforschung, warnt davor, die Be-
schäftigungsgesellschaften im Osten nur
als Übergangslösung zu begreifen. Der
Wirtschaftswissenschaftler rät zur stär-
keren Verzahnung mit Kommunen und
Landkreisen, denn die seien die Nutz-
nießer der Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men. Doch auch in den Gemeinden
fehlt das Geld für Zuschüsse zu den
Arbeitsmarktprojekten. Da müsse das
Land einspringen, sagt Riedel.

Das aber will sich möglichst rasch
ganz aus der aktiven Arbeitsmarktpoli-
tik verabschieden. Spätestens Ende des
Jahres soll das sächsische „Aufbau-
werk“, eine von Arbeitgebern, Gewerk-
schaften und dem Land getragene Dach-
organisation der Beschäftigungsgesell-
schaften, aufgelöst sein.

Was danach kommt, ist ungewiß. In-
golf Olsen von der IG Metall in der
Dauerkrisenregion Erzgebirge: „Die
Regierung in Dresden glaubt noch im-
mer traumtänzerisch, daß der Markt es
schon richten wird.“

Bei Olsen in Zschopau ist der Aus-
nahmezustand längst Alltag. 23,5 Pro-
zent Arbeitslose sind hier offiziell regi-
striert, im Januar gab es bereits zwei
Konkurse. Der größte Arbeitgeber ist
die ABS-Erzgebirge.

Wie in anderen ostdeutschen Regio-
nen versuchen sich auch im Erzgebirge
Gewerkschafter als Strukturpolitiker.
Olsen verhandelte mit französischen
Banken, holte Landräte, Handelskam-
mern und Arbeitsamtsverwalter an ei-
nen Tisch, als der Slogan „Bündnis für
Arbeit“ noch nicht in aller Munde war.

Doch ihr regionales Wirtschaftsförde-
rungskonzept stieß beim Wirtschaftsmi-
nister Sachsens auf wenig Gegenliebe.
„Herr Staatsminister Schommer hat Ih-
ren Vorschlag mit großem Interesse zur
Kenntnis genommen“, mehr als dieser
Satz aus dem Ministerbüro war aus
Dresden nicht zu hören.

Olsen hat auch schon mal ausgerech-
net, was der von IG-Metall-Chef Zwik-
kel propagierte Verzicht auf Überstun-
den in Zschopau bringen würde: 12 Ar-
beitsplätze pro 500-Mann-Betrieb. „Uns
fehlen aber Tausende.“

Einen Vorschlag, wo die herkommen
könnten, will am Dienstag dieser Woche
ein überparteilicher Arbeitskreis aus
Ökonomen, Gewerkschaftern und Poli-
tikern um den SPD-Vize Wolfgang
Thierse in einem Thesenpapier zur
„Ökologischen Erneuerung“ des Ostens
vorstellen. Durch gezielte Strukturpoli-
tik könnten, so die Kernthese, im Um-
weltbereich bis zum Jahr 2000 rund
300 000 Jobs entstehen, die sich selbst
tragen und für die Unternehmer Profit
abwerfen.


